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Zur Ordnungsfrage im eurasischen Raum
Erhard Crome

Auf den ersten Blick scheint innerhalb des eurasischen Großsystems 
Europa stärker multilateral organisiert zu sein als Asien. In der Zeit des 
Kalten Krieges gab es im Westen die NATO als militärisch-politisches 
Bündnis, im Osten die Organisation des Warschauer Vertrages; im Wes-
ten die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (dann Europäische Gemein-
schaft und schließlich die Europäische Union), im Osten den Rat für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW). Darüber erstreckte sich seit den 
1970er Jahren die „Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa“ (KSZE), die auf gesamteuropäische Strukturen von Frieden, 
Sicherheit und Zusammenarbeit zielte. 

Nach dem Ende des Kalten Krieges zerfielen Warschauer Vertrag 
und RGW, während die NATO und die EU nach Osten erstreckt 
wurden, erstere als geopolitischer Machtfaktor, der vor allem von den 
USA dominiert wird, letztere als geopolitische Größe, in der Deutsch-
land eine maßgebliche Rolle spielt. Aus der KSZE wurde 1995 eine 
„Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ (OSZE) 
gemacht, die jedoch realpolitisch von NATO und EU an den Rand 
gedrängt wurde und sich hauptsächlich mit Menschenrechtsfragen und 
Wahlbeobachtung befasst.

Die Versuche westlicher Staaten, der NATO ähnliche Militärbünd-
nisse auch in Asien zu installieren, scheiterten. Der „Bagdad-Pakt“ bzw. 
die „Zentrale Paktorganisation“ (CENTO), bestehend aus Großbritan-
nien, Irak, Iran, Türkei und Pakistan sowie den USA als Beobachter, exis-
tierte von 1955 bis 1979. Die „Organisation des Südostasienvertrages“ 
(SEATO) wurde nach der Niederlage Frankreichs im Indochina-Krieg 
1954 unter Federführung der USA gegründet und sollte ausdrücklich 
das fernöstliche Gegenstück zur NATO bilden. Ihr gehörten neben den 
USA, Frankreich und Großbritannien die Mitgliedsstaaten Australien, 
Neuseeland, Pakistan, Thailand und die Philippinen an; Südvietnam, 
Kambodscha und Laos wurden dem „Schutz“ der SEATO unterstellt. 
Nach der Niederlage der USA im Vietnamkrieg 1973 wurde der Pakt 
1977 aufgelöst.
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Die asiatische Alternative

Am 29. April 1954 schlossen die Volksrepublik China und die Republik 
Indien einen Vertrag über Handel und Verkehr zwischen der chinesischen 
Region Tibet und Indien, in dem sie „Fünf Prinzipien der friedlichen Koexis-
tenz“ vereinbarten, die zur Grundlage ihrer Außenpolitik erklärt wurden:
1. Gegenseitige Achtung der Unantastbarkeit der territorialen Integrität 

und staatlichen Souveränität;
2. Ablehnung jeder Aggression;
3. Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten des anderen Landes;
4. Gleichberechtigung und gegenseitiger Vorteil;
5. Friedliche Koexistenz.
Auf der nachfolgenden Konferenz von 23 asiatischen und sechs afrikani-
schen Staaten vom 18. bis 24. April 1955 in Bandung (Indonesien) wur-
den diese Prinzipien erweitert und völkerrechtlich verallgemeinert. Dazu 
gehörten: 1. die Achtung der grundlegenden Menschenrechte sowie der 
Ziele und Prinzipien der UNO-Charta; 2. Achtung der Souveränität und 
territorialen Integrität aller Nationen; 3. „Anerkennung der Gleichheit aller 
Rassen und der Gleichheit aller Nationen, kleiner und großer; 4. Verzicht 
auf Intervention oder Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines 
anderen Landes“; 5. das Recht jeder Nation auf individuelle oder kollektive 
Selbstverteidigung; „6. a) Verzicht auf Vereinbarungen über kollektive Ver-
teidigung, die den besonderen Interessen einer der Großmächte dienen; b) 
Verzicht jedes Landes darauf, auf andere Länder Druck auszuüben“. 

Damit war dem Wesen nach die Idee der Nichtpaktgebundenheit 
geboren, die dann zur Gründung der „Gruppe der Nichtpaktgebundenen 
in der UNO“ sowie zur Bewegung der nichtpaktgebundenen Staaten seit 
1961 führte. Darüber hinaus wurden in Bandung zentrale Grundsätze 
der internationalen Beziehungen erneut bekräftigt: 7. der Verzicht auf die 
Anwendung oder Androhung von Gewalt; 8. die Regelung internationaler 
Streitfragen mit friedlichen Mitteln; 9. die Förderung der gegenseitigen 
Interessen und Zusammenarbeit sowie 10. die Achtung des Völkerrechts 
und eingegangener internationaler Verpflichtungen.

Vor diesem Hintergrund erklärt sich die Zurückhaltung asiatischer 
Staaten gegenüber einer multilateralen Institutionalisierung. So kennt zwar 
der Verbund Südostasiatischer Nationen (ASEAN) – dem heute Brunei, 
Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singa-
pur, Thailand und Vietnam als Mitgliedsstaaten sowie Papua-Neuguina 
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als Beobachter angehören – jährliche Gipfeltreffen, Ministerkonferenzen 
und ein Generalsekretariat. Doch haben die politischen und wirtschaftli-
chen Unterschiede zwischen den Staaten zur Folge, dass das Niveau der 
Integration eher begrenzt bleibt. Auch die Shanghai-Organisation (SOZ) 
– der China, Indien, Kasachstan, Kirgisistan, Pakistan, Russland, Tadshi-
kistan und Usbekistan als Mitglieder angehören sowie die Mongolei, Iran, 
Belarus und Afghanistan Beobachterstatus haben; darüber hinaus gibt es 
„Dialogpartner“, darunter die Türkei, sowie „Gastteilnehmer“, darunter 
Turkmenistan und die ASEAN, – hat Gipfeltreffen, ein Sekretariat sowie 
ein „Gemeinsames Zentrum zur Bekämpfung des Terrorismus“, bleibt 
jedoch dem Wesen nach eine zwischenstaatliche Organisation.

Weltwirtschaftliche Verschiebungen

In dem Teil der Politikwissenschaft, der sich mit der Frage nach der 
Macht und der Struktur im Weltsystem befasst, wird der Faktor „Ord-
nung“ betont. Hegemonialmächte und Imperien bringen, wenn auch auf 
jeweils unterschiedliche Weise, eine gewisse Ordnung in die internatio-
nalen Beziehungen, von der auch andere, kleinere Staaten Nutzen ziehen 
können. Sie tun dies im Eigeninteresse, doch nützt das auch anderen Staa-
ten. Die Zyklen des Auf und Ab überlappen sich, „so dass sich idealty-
pisch aus den Blütezeiten verschiedener großer Mächte eine Kette bilden 
lässt. Deren Glieder markieren die Phasen der großen Mächte im Zenit, 
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wenn sie ihre stärkste Macht entfaltet haben und die größte Leistungsfä-
higkeit besitzen, um an die Stelle des nicht vorhandenen Weltstaats zu tre-
ten und eine internationale Ordnungsfunktion wahrzunehmen. Wenn die 
Abstiegsphase der einen großen Macht sich mit der Aufstiegsphase einer 
anderen kreuzt, kommt es zum imperialen bzw. hegemonialen Übergang, 
bei dem auch die Ordnungsfunktion weitergereicht wird. Dieser Wech-
sel kann friedlichen oder kriegerischen Charakters sein.“1 Ein friedlicher 
Übergang bedarf allerdings historischer Voraussetzungen.

Die zunehmend feindselige Politik der USA gegenüber China einer-
seits und gegenüber der EU und Deutschland – wenngleich hier zum Teil 
weiter mit Bündnis-Rhetorik getarnt – zeigt, dass dies zunehmend schwie-
riger wird. Im Hintergrund steht, wir befinden uns seit Anfang des 21. 
Jahrhunderts erneut in einer Phase hegemonialen Übergangs. Er ist durch 
den Abstieg der USA als globaler Hegemonialmacht gekennzeichnet. Sie 
sind nicht mehr die „unilaterale Supermacht“, wie in den 1990er Jahren 
viele Betrachter meinten. Das Fiasko im Irak-Krieg und im Afghanistan-
Krieg markiert das in einem globalstrategischen und militärischen Sinne.

Im heutigen China dagegen geht ein gesamtgesellschaftlicher Auf-
stiegsprozess und sozialer Wandel vonstatten, wie er sich im 19. und 20. 
Jahrhundert mit den Industrialisierungs- und Modernisierungsprozes-
sen auch in Großbritannien, Deutschland und den USA vollzog. Hier 
ist er allerdings schneller. So schrieb der China-Wissenschaftler Thomas 
Heberer im Jahre 2010, bezogen auf die Entwicklungen seit Mitte der 
1980er Jahre: „In den letzten 25 Jahren hat China seine Wirtschaftsleis-
tung verdoppelt, und rund 220 Millionen Menschen haben das Etikett 
der ‚Armut‘ abgestreift. […] Großbritannien benötigte 60 Jahre, um sein 
Bruttosozialprodukt pro Kopf zu verdoppeln, die Vereinigten Staaten 40 
Jahre, China lediglich 12 Jahre.“2  

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf der Bevölkerung wird vom 
IWF für die Volksrepublik auf 9.844 US-Dollar geschätzt (2013); das der 
USA betrug 53.101, in Deutschland 44.999 US-Dollar. Damit liegt China 
noch immer deutlich hinter den „entwickelten“ Ländern des Westens 
zurück. Für seine Stellung als Faktor der internationalen Politik und der 

1	 Menzel, Ulrich: Internationale öffentliche Güter und die Kontrolle der globalen Allmenden, in: Crome, Erhard/ Krämer, 
Raimund (Hrsg.): Hegemonie und Multipolarität. Weltordnungen im 21. Jahrhundert, Potsdamer Textbücher, Bd. 20, 
Potsdam: Verlag WeltTrends 2013, S. 13f.

2	 Heberer, Thomas: Einige Anmerkungen zur Stabilität und Legitimität in der VR China, in: Dahme, Heinz-Jürgen/ Wohl-
fahrt, Norbert (Hrsg.): Systemanalyse als politische Reformstrategie. Festschrift für Dieter Grunow, Wiesbaden: VS Verlag 
für Sozialwissenschaften 2010, S. 106. 
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Weltwirtschaft ist jedoch das Gesamtvolumen, nicht das Pro-Kopf-Einkom-
men entscheidend. Nach Schätzung des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) hatte das nominale BIP im Jahre 2016 in den USA einen Umfang 
von 18.569 Mrd. US-Dollar, in der EU von 17.372 Mrd. und in China 
von 11.218 Mrd. US-Dollar. Gerechnet nach Kaufkraftparität (KKP) liegt 
China jedoch bereits jetzt auf dem ersten Platz mit 21.292 Mrd. US-Dollar, 
gefolgt von der EU mit 20.008 und den USA mit 18.569 Mrd. US-Dollar. 
Nach Prognosen wird China im Jahre 2050 auch mit dem nominellen BIP 
auf Platz 1 liegen, mit einem Umfang von dann fast 50.000 Mrd. US-Dol-
lar, gefolgt von den USA mit 34.000 Mrd. und Indien mit 28.000 Mrd. 
US-Dollar.3 China ist bereits heute „Workshop of the World“. Geschätzt 
wird, dass das Land im Jahre 2040 rund 40 Prozent des weltweiten Brut-
toinlandsprodukts erwirtschaften wird.4 Das ist dann mehr als die 30 Pro-
zent im Jahre 1820, am Beginn des Niedergangs Chinas und des Aufstiegs 
Europas, alles in allem jedoch in etwa jener Platz, den China über Jahrtau-
sende in der Weltwirtschaft innehatte. Und dies auf völlig anderen techno-
logischen und wissenschaftlichen Grundlagen. Bis zum 100. Jahrestag der 
KP Chinas (2021) soll eine „Gesellschaft mit bescheidenem Wohlstand“ 
erreicht werden und bis zum 100. Gründungstag der Volksrepublik (2049) 
die Modernisierung im Wesentlichen verwirklicht sein. 

Im Jahre 2018 hat die Volksrepublik China Waren im Wert von 2.487 Mil-
liarden US-Dollar exportiert, gefolgt von den USA mit 1.664 Milliarden US-
Dollar und Deutschland mit 1.561 Milliarden US-Dollar (nach: de.statista.
com). Das Bild ändert sich nicht wesentlich, wird die EU-28 mit ihren Expor-
ten nach außen (ohne Intra-EU-Export) in den Blick genommen. 2017 expor-
tierte China Waren im Wert von 2.263 Milliarden US-Dollar, die EU von 
2.158 Milliarden US-Dollar und die USA 1.546 Milliarden US-Dollar (nach 
UNCTAD Database). Damit lagen die Anteile am weltweiten Warenexport 
im Falle Chinas bei 16,2 Prozent, der EU-28 bei 15,5 Prozent (wieder ohne 
Intra-EU-Export) und der USA bei 11,1 Prozent. 2010 waren das für die EU 
noch 15,3 Prozent, die USA 10,7 Prozent und für China 13,2 Prozent. 

In den Jahren zuvor sah die Liste noch ganz anders aus: im Jahre 2000 
EU 17,1 Prozent, USA 16,2 Prozent und China 5,2 Prozent; 1980 EU 
20,2 Prozent, USA 15,0 Prozent und China 1,2 Prozent. Hier wird der 
Aufstieg Chinas als globale Wirtschaftsmacht besonders deutlich sichtbar. 

3	 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/177590/umfrage/prognose-zu-den-laendern-mit-dem-hoechsten-brutto-
inlandsprodukt-bip-im-jahr-2030/.

4	 Zukunftsforschung – Zukunftstrends: Weltgeschehen, S. 6. http://www.zukunftsentwicklungen.de/welt.html.
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Die nordatlantische „Welt des weißen Mannes“ hatte 1960 und 1970 
noch einen Anteil an den Weltexporten von über 42 Prozent. In der Ver-
ringerung dieser Anteile widerspiegelt sich nicht nur der tendenzielle Nie-
dergang der USA als Wirtschaftsmacht, sondern überhaupt der nach der 
Entdeckung und Eroberung Amerikas sowie der Schaffung der europäi-
schen Kolonialreiche seit dem 16. Jahrhundert geschaffenen, erst eurozen-
tristischen, dann nordatlantischen Weltordnung.     

Die Frage aber, ob nun China als Super-Supermacht an die Stelle der 
USA tritt, wie viele Analytiker im Westen gern fragen, ist falsch gestellt. 
Eher entsteht ein globales „Konzert der Mächte“. Hier ringen mehrere 
mächtige Zentren um Macht und Einfluss bzw. global um eine Neu-
verteilung der Macht. Die USA haben nach wie vor eine der größten 
Volkswirtschaften der Welt und verfügen über die unstreitig mächtigste 
Militärmaschinerie. Weder die eine noch die andere versetzt sie jedoch 
in die Lage, der Welt nach Belieben ihren Willen aufzwingen zu können. 
Aus Sicht der Herrschenden in den USA war bereits Präsident Barack 
Obama die historische Aufgabe gestellt, diesen „Rückbau“ so zu managen, 
dass die Interessen der USA möglichst weitgehend zur Geltung kommen. 
Nachdem er das nicht vermochte, sondern nur die vorherige Globalpolitik 
etwas schlauer fortzusetzen bestrebt war, versucht es nun Donald Trump 
mit einem Kurswechsel. Dabei geht es nicht um kurze Zeiträume. Das 
Osmanische Reich vermochte es, seine strategischen Rückzugsgefechte 
über zwei Jahrhunderte hinzuziehen. Zu hegemonialen Offensivoperatio-
nen nicht mehr in der Lage zu sein, ist etwas völlig anderes, als zu fragen, 
welche Defensivkräfte weiter mobilisierbar sind. 

Tektonischer Wandel

In den Tiefenschichten der Weltgeschichte vollzieht sich die gleichsam 
tektonische Verschiebung des weltwirtschaftlichen Schwerpunkts vom 
nordatlantischen Raum nach Asien. Darüber erhebt sich eine Schicht mili-
tär-strategischer Faktoren. Das militärische Gleichgewicht, das „Gleichge-
wicht des Schreckens“ oder „atomare Patt“, wie es im Kalten Krieg hieß, ist 
nicht verschwunden. Die USA haben zwar das größte militärische Poten-
tial der Welt. Doch auch Russland verfügt weiterhin über ein nuklear-stra-
tegisches Potential, das Zweitschlagskapazität hat. So nannte man während 
der Bipolarität zwischen den USA und der Sowjetunion bzw. NATO und 
Warschauer Pakt die Fähigkeit einer der Seiten, wenn sie mit Atomwaffen 
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angegriffen wird, auch nach dem Ersteinsatz durch die angreifende Seite 
dieser mit ihren verbliebenen nuklearen Waffensystemen einen vernich-
tenden Gegenschlag zufügen zu können. Damit waren Atomwaffen kein 
Mittel der Politik mehr: wer zuerst schießt, stirbt als zweiter, mit Sicher-
heit kommt er nicht als „Sieger“ zum Zuge. Von dieser Konstellation ist 
seit dem Ende des Kalten Krieges im Westen nicht mehr die Rede, so, als 
bestünde sie nicht mehr. Sie ist tatsächlich aber nicht verschwunden.

US-Präsident George W. Bush hatte während seiner Präsidentschaft 
(2001-2009) nochmals versucht, Raketenabwehrsysteme entwickeln 
zu lassen, die etwaig anfliegende russische Raketen vernichten können. 
Es gelang wiederum nicht, wie bereits in den 1960er und 1980er Jah-
ren nicht. Solche „Raketenschild“-Konzepte geistern jedoch heute wieder 
durch strategische Debatten in den USA. Sie werden, wie schon in der 
Zeit der Block-Konfrontation, als Abwehrmaßnahme propagandistisch 
zu verkaufen versucht. Real ist es aber so, dass derjenige, der eine sol-
che Abwehrfähigkeit erlangen will, nicht auf Abwehr, sondern auf Angriff 
zielt. Wer den Zweitschlag der anderen Seite abwehren kann, ist in der 
Lage, den nuklearen Erstschlag zu führen. Damit würde ein Atomkrieg 
führbar und gewinnbar. Russland ist derzeit dabei, neue nuklear-strate-
gische Waffensysteme in Dienst zu stellen. China baut seine Kapazitäten 
ebenfalls aus und entwickelt derzeit eigene Flugzeugträger. Damit ist ein 
großer, am Ende mit Atomwaffen geführter Krieg der USA gegen Russ-
land, aber auch gegen andere Staaten, etwa China, nicht führbar.

Welthistorisch heißt dies, die USA können ihre zunehmende wirt-
schaftliche Schwäche nicht durch militärische Stärke, also durch einen 
großen Krieg zur Vernichtung der wirtschaftlichen Herausforderer aus-
gleichen. Das atomare Patt zwischen diesen drei Ständigen Mitgliedern 
des UNO-Sicherheitsrates besteht fort.

Frankreich und Großbritannien verfügen ebenfalls über nukleare Waf-
fensysteme. Inzwischen gibt es weitere Atomwaffenstaaten. Auch militärisch 
ist Indien inzwischen eine der großen Mächte. Als Nuklearmacht steht es 
in Konkurrenz zum ebenfalls nuklearstrategisch gerüsteten Pakistan und es 
rüstet zugleich mit Blick auf China; seine Raketen reichen inzwischen bis 
Beijing. Es gibt eine faktische Atomwaffenkonkurrenz zwischen Indien und 
China und ein definitives Wettrüsten zwischen Indien und Pakistan – die 
Vorwarnzeit des möglichen Raketeneinsatzes zwischen beiden Seiten liegt 
unter fünf Minuten und ist damit ähnlich kurz wie in Europa in den 1980er 
Jahren, nachdem die USA und die Sowjetunion neue Mittelstreckenraketen 
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stationiert hatten. Das birgt technische und Perzeptions-Risiken. Aber alle 
Atommächte agieren unter der Voraussetzung, dass sie diese Waffen nicht 
gegeneinander zu rationalen Zwecken einsetzen können; die menschliche 
Zivilisation fände in einem thermo-nuklearen Weltkrieg ihr Ende. Die welt-
wirtschaftliche Verschiebung nach Asien hat daher die Chance, für sich 
genommen nicht zu größerer globaler Kriegsgefahr zu führen.

Nimmt man die weltwirtschaftliche Verschiebung als die unterste 
Schicht des derzeitigen Weltgefüges und die militärisch-strategische 
Schicht der Kernwaffenpotentiale als die darüber liegende, so erhebt sich 
über dieser die der politisch-militärischen, wirtschaftspolitischen, ideolo-
gischen und politisch-diplomatischen Auseinandersetzungen.

Asiatische Konfliktkonfigurationen

So kommt den regionalen Konflikten und ihrer Austragung hohe Bedeu-
tung zu. Die Atommacht Indien ist dabei, strategische Relevanz zu erlan-
gen. Seine relative Schwäche im Vergleich zu China versucht es durch eine 
neue Kooperation mit den USA auszugleichen. Spannungen zwischen 
Japan und China brechen immer wieder auf, die wesentlich auf den Zwei-
ten Weltkrieg und die japanischen Kriegsverbrechen zurückzuführen sind, 
tatsächlich jedoch auch ein spezifischer Ausdruck des aktuellen Kampfes 
um Macht und Einfluss in der Region sind. Die USA verfügen weiter über 
ihre Militärstützpunkte in Japan und Südkorea und arbeiten militärisch 
eng mit beiden Staaten zusammen. Die Spannungssituation in Korea und 
die Tatsache, dass China den Norden und die USA den Süden unterstüt-
zen, wirken sich ebenfalls auf das Verhältnis zwischen den USA und China 
aus. Zugleich sind die Auseinandersetzungen um Taiwan – die VR China 
sieht Taiwan als Teil Chinas an – nicht beendet und können immer wieder 
aufbrechen bzw. von den USA, wie die Lage in Hongkong, zum Zwecke 
angefeuerter Spannungen zu China benutzt werden. 

Vietnam hatte in der Geschichte seinerseits immer wieder Konflikte 
mit China. Die USA haben ihre Zusammenarbeit mit Vietnam ausge-
baut, die – trotz der Belastungen durch den Vietnamkrieg – inzwischen 
auch militärische Komponenten einschließt. Ein Blick auf die Karte zeigt, 
dass sich diese Konfliktfelder geographisch wie ein Ring um China herum 
gruppieren, von Indien und dem Indischen Ozean über Vietnam und Tai-
wan bis Japan und Korea. Die USA können ihre Beziehungen zu diesen 
Staaten nutzen, um gleichsam nach Belieben Stellvertreter-Konflikte mit 
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China auszulösen. China dagegen hat nur bedingt die Möglichkeit, dem 
zu begegnen, sofern die Konfliktursachen nicht ausgeräumt sind.

Die haben sich noch verschärft, nachdem es im Ostchinesischen und 
im Südchinesischen Meer um Rohstoffvorkommen und um die Seegrenzen 
geht. Mehrere Inselgruppen sind zwischen China, Taiwan und Vietnam bzw. 
auch den Philippinen und Japan umstritten. Im November 2013 spitzten 
sich die Auseinandersetzungen um die Diaoyu-Inseln im Ostchinesischen 
Meer, gelegen zwischen China, Taiwan und Japan, zu. China geht davon aus, 
dass Japan gemäß Potsdamer Abkommen alle seit Beginn seiner Kolonialpo-
litik eroberten Territorien zurückzugeben hatte, also auch die Diaoyu-Inseln, 
während Japan behauptet, diese stünden ihm noch zu. 2013 kamen sich hier 
Kampfflugzeuge Chinas, Japans und der USA gefährlich nahe.    

Die Zukunft der internationalen Beziehungen hängt in erheblichem 
Maße davon ab, wie es den Mächten Asiens gelingt, ihre Interessenun-
terschiede und Konfliktfelder friedlich zu bearbeiten. Je kleiner die Kon-
fliktpotentiale in Asien – zwischen China, Indien, Japan, Vietnam, den 
ASEAN-Staaten usw. – sind, desto geringer die Möglichkeiten der USA, 
diese Konflikte auszubeuten.

Eurasische Perspektiven

Die Verlagerung des Schwerpunktes der Weltwirtschaft nach Asien im 21. 
Jahrhundert ist der prägende Prozess der Entwicklung der internationalen 

Helmut Scholz, Mitglied des Europa-Parlaments, eröffnete die Konferenz
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Beziehungen. Genau besehen geht es nicht nur um die Erosion der Macht 
der USA, sondern um den Abstieg des Westens. EU-Europa ist Teil des-
sen. Der US-amerikanische Politikwissenschaftler Parag Khanna meinte 
vor über zehn Jahren, es gäbe in der Welt drei imperiale Zentren: die USA, 
China und die EU. Die weitere Entwicklung in der Welt hänge davon 
ab, wie es diesen gelingt, die übrigen Teile der Welt an sich zu binden, 
Einflusszonen zu schaffen und diese dauerhaft zu dominieren.5 Das ist 
nur eine andere Gestalt der Idee, dass in der Welt von heute ein „Konzert 
der Mächte“ existiert. Hier wären dann mindestens Russland, Indien, Bra-
silien und Südafrika hinzuzurechnen, die in ihren respektiven Regionen 
ebenfalls mehr oder weniger nachdrücklich Einfluss ausüben.

Damals lebte Khanna in den USA. Inzwischen ist er nach Singapur umge-
zogen, das er als die „inoffizielle Hauptstadt Asiens“ ansieht, die „Asiens Poten-
zial versinnbildlicht“.6 Sein Thema ist jetzt die „asiatische Zukunft“ der Welt. 
Aus seiner Sicht ist der Aufstieg Asiens nicht identisch mit einer chinesischen 
Vorherrschaft. So sollten Russen und Australier  aufhören, nur weil sie von 
„europäischen Ethnien abstammen“, sich nicht als „weiße Asiaten“ anzusehen.7 
Asien erstreckt sich vom Mittelmeer und dem Roten Meer über zwei Drittel 
des eurasischen Großkontinents bis zum Pazifik – er umfasst 53 Länder und 
hat 4,5 Milliarden Einwohner, von denen nur 1,4 Milliarden Chinesen sind. 
Gleichwohl datiert Khanna „den Grundstein für eine von Asien angeführte 
Weltordnung“ auf das Jahr 2017, als sich die Staats- und Regierungschefs von 
68 Ländern aus Asien, Europa und Afrika – die zwei Drittel der Weltbevölke-
rung und die Hälfte des weltweiten BIP vertraten – zum ersten Gipfel der von 
China angeregten „Belt and Road Initiative“ trafen. Dieses Gipfeltreffen nennt 
er „den Start des größten koordinierten infrastrukturellen Investitionsplanes 
der Menschheitsgeschichte“, nur vergleichbar mit der Gründung der Vereinten 
Nationen und dem Marshallplan nach dem Zweiten Weltkrieg.8 Doch weder 
die Welt als Ganze noch Asien treibe in Richtung einer chinesischen Vorherr-
schaft. Historisch war China – im Unterschied zu den europäischen Mächten 
– keine Kolonialmacht. Und die Belt and Road Initiative ziele nicht darauf, 
dass China Asien beherrscht, sondern dass es in Asien verwurzelt ist und es die 
Abhängigkeit von außer-asiatischen Lieferanten verringern will.9

5	 Vgl. Khanna, Parag: Der Kampf um die Zweite Welt. Imperien und Einfluss in der neuen Weltordnung, Berlin: Berlin Verlag 
2008.

6	 Khanna, Parag: Unsere asiatische Zukunft, Berlin: Rowohlt Verlag 2019, S. 38. 
7	 Ebenda, S. 15.
8	 Ebenda, S. 9f.
9	 Ebenda, S. 31f.
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Entscheidend für die derzeitige geistig-politische Situation in der Welt 
sind die gegensätzlichen Erfahrungen der vergangenen Jahrzehnte. Die west-
lichen Eliten sehen ihre politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Werte infrage gestellt. Dazu gehören: „Das Scheitern der Kriege in Afgha-
nistan und im Irak, das Missverhältnis zwischen Finanzwirtschaft und realer 
Volkswirtschaft, die Unfähigkeit, Russland und die Türkei in den Westen 
einzubinden, und von Populisten gekaperte demokratische Gesellschaften“. 
Das heißt: „Die amerikanische Generation Y ist mit einem Krieg gegen den 
Terror, sinkenden mittleren Einkommen, zunehmenden Rassenkonflikten, 
willkürlicher Waffengewalt und politischer Demagogie aufgewachsen. Euro-
päische Jugendliche haben mit wirtschaftlicher Austeritätspolitik zu kämp-
fen, mit hoher Arbeitslosigkeit und Politikern, die den Kontakt mit den 
Bürgern verloren haben.“ In Asien dagegen haben Milliarden Menschen, 
„die in den letzten zwei Jahrzehnten aufgewachsen sind, […] geopolitische 
Stabilität, rasch steigenden Wohlstand und anschwellenden Nationalstolz 
erlebt. Die Welt, die sie kennen, hat nichts mit westlicher Dominanz zu tun, 
sondern mit einer asiatischen Vormachtstellung.“10 

Das bedeutet, dass Asien ohne ein Macht-Zentrum, ohne ein verdich-
tetes gesamt-kontinentales Vertragsnetz, ohne eine einheitliche Kultur und 
ohne gemeinsame Werte zu einem System von Ländern geworden ist, „die 
nicht nur geographisch, sondern auch durch Kräfte der Diplomatie, des 

10	 Ebenda, S. 11f.

In Debatte: Eurasien-Experte Peter Linke 
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Konflikts und des Handels miteinander verbunden sind“. Seine Mitglie-
der „sind allesamt souverän und unabhängig, zugleich aber in wirtschaft-
lichen und sicherheitspolitischen Fragen stark aufeinander angewiesen“. 
Es „wird durch Bündnisse, Einrichtungen, Infrastruktur, Handel, Inves-
titionen, Kultur und andere Muster gebildet“. Die „Kombination aus 
Wirtschaftswachstum, geopolitischer Stabilität und technokratischem 
Pragmatismus [hat] eigene asiatische Vorstellungen zur Weltordnung auf-
kommen lassen“. Die „wichtigsten Mächte Asiens haben trotz historischer 
Spannungen stabile Beziehungen zueinander bewahrt“.11    

Vor diesem Hintergrund ist denn auch die Rolle der USA zu betrachten. 
Deren Eliten meinen nach wie vor, Asien warte nur darauf, dass sie ihnen 
sagen, was zu tun sei. „Doch aus asiatischer Sicht waren die vergangenen Jahr-
zehnte von George W. Bushs Inkompetenz, Barack Obamas halbherzigen 
Maßnahmen und Donald Trumps Unberechenbarkeit geprägt.“ Die USA 
haben es nicht vermocht, eine umfassende Strategie gegenüber Asien zu ent-
wickeln. Es wird eine „indo-pazifische Seestrategie“ als Gegenmittel gegen 
Chinas  Belt and Road Initiative angesehen, dabei aber werden die asiatischen 
Realitäten ausgeblendet. „Bei allen Unterschieden haben die asiatischen Län-
der erkannt, dass ihre gemeinsame Geographie eine weit beständigere Wirk-
lichkeit darstellt als die unzuverlässigen Versprechen der Vereinigten Staaten. 
Die Lehre daraus: Die USA sind eine Pazifikmacht mit einer starken Präsenz 
in den asiatischen Meeren, aber keine asiatische Macht.“12

Khannas Fazit aus dieser Lagebeurteilung lautet daher: „Je weiter man 
in die Zukunft blickt, desto deutlicher erscheint Asien als das, was es wäh-
rend des größten Teils seiner Geschichte war: eine multipolare Region mit 
unzähligen selbstbewussten Kulturen, die sich weitgehend unabhängig 
von der westlichen Politik entwickeln, während sie konstruktiv mitein-
ander koexistieren.“ Ein Westen mit Selbstvertrauen und Vitalität „würde 
Asiens Wiederauferstehung nicht beeinträchtigen“, sondern die beider-
seitige Zusammenarbeit befördern.13 Das würde allerdings auch von der 
äußeren Politik der EU und Deutschlands fordern, sachbezogen, interes-
sengeleitet und pragmatisch zu agieren und das belehrende abendländi-
sche „Werte“-Geschwafel endlich zu unterlassen.

(Manuskriptabschluss am 1. Dezember 2019.)

11	 Ebenda, S. 16-19.
12	 Ebenda, S. 30f.
13	 Ebenda, S. 34.
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